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20. Kommunale Wärmeplanung - Energiewendeministerium hat 
keine Strategie für die Dekarbonisierung des Wärmesektors 

 
Schleswig-Holstein will bis 2040 erstes klimaneutrales Industrie
land werden. Das bedeutet auch, dass in den nächsten 14 Jahren 
der Wärmesektor dekarbonisiert und transformiert werden muss.  
 
Die Dekarbonisierung des Wärmesektors beinhaltet eine bei
spiellose und umfangreiche Änderung der Energie-Infrastruktur 
des Landes. Der Kommunale Wärme- und Kälteplan ist deshalb 
ein essenzieller Teil der Wärmewende. Er zeigt die Möglichkeiten 
der Transformation des gesamten Wärmebereichs in einer 
Kommune auf. Ziel ist, mit dem Kommunalen Wärme- und Kälte
plan verlässliche und planungssichere Investitionsentscheidun
gen abzuleiten. 
 
Das Energiewendeministerium sieht die kommunale Wärme- und 
Kälteplanung als zentralen Bestandteil seiner Wärmewende-
strategie. Weder zu den Zielen, die im Einzelnen erreicht werden 
sollen, noch zu den Umsetzungsmaßnahmen hat es konkrete 
Vorstellungen. 
 
Das Energiewendeministerium braucht aber als Aufsichts-
behörde eine schlüssige Strategie, um die Wärmewende in 
Schleswig-Holstein erfolgreich umzusetzen. Ein solches strate
gisches Vorgehen ist aktuell nicht zu erkennen. Wie den Kom
munen unter diesen Rahmenbedingungen die vollständige 
Dekarbonisierung des Wärmesektors in den verbleibenden 
14 Jahren gelingen soll, ist fraglich. 
 

20.1 Ausgangslage zur geplanten Wärmewende 
 
Schleswig-Holstein wollte Vorreiter der Wärmewende in Deutschland sein 
und ist mit der Verpflichtung zur Aufstellung der kommunalen Kälte- und 
Wärmepläne 2021 früh gestartet. Grundlage ist das Energiewende- und 
Klimaschutzgesetz (EWKG).1 

  

 
1  Gesetz über die Energiewende, den Klimaschutz und die Anpassung an die Folgen des 

Klimawandels (Energiewende- und Klimaschutzgesetz - EWKG) vom 07.03.2017 in der 
Fassung vom 02.12.2021, gültig ab 17.12.2021 bis 28.03.2025. 
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Die Bundesregierung hat mit ihrem Wärmeplanungsgesetz von 2023 die 
Bemühungen der Landesregierung eingeholt und überholt. Mit dem Inkraft
treten des Wärmeplanungsgesetzes (WPG)1 und der Gründung des Kom
petenzzentrum Kommunale Wärmewende (KWW) wurden für die bundes
deutsche Wärmewende neue Maßstäbe gesetzt. Anpassungen im EWKG 
wurden notwendig, um auf die Vorgaben des Bundes zu reagieren. 
 
Mit der Novellierung des EWKG 2025 wurde darauf reagiert und auch das 
Zieljahr von 2045 auf 2040 angepasst. Nun muss die Treibhausgas-
(THG-) Neutralität im Wärmesektor in den Kommunen bis 2040 erreicht 
werden. 
 

Zielkorridor Erneuerbare Energien-Anteil im Bereich Wärme 

 
2020 

Soll in % 
2020 

Ist in % 
2025 

Soll in % 
2030 

Soll in % 
2040 

Soll in % 
2045 

Soll in % 
Land 18 18 22 38 bis 50 100 − 
Bund 14 15 20,5 50 k. A. 100 

Tabelle 17: Zielkorridor Erneuerbare Energien-Anteil im Bereich Wärme 
Quelle: Darstellung LRH mit den Zahlen der geprüften Stelle 

 
Nach Erstellung der kommunalen Wärme- und Kälteplanung (KWKP) blei
ben jetzt nur noch 14 Jahre für deren Umsetzung in den Kommunen. Um 
dieses ambitionierte Ziel erreichen zu können, sind die Kommunen massiv 
auf Unterstützung angewiesen. Die Landesregierung sollte sich deshalb 
an den Vorgaben und Angeboten des Bundes orientieren und, wo es sinn
voll ist, diese ergänzen. Doppelstrukturen, wie z. B. das im Mai 2025 
gegründete landeseigene Wärmekompetenzzentrum (WKZ), sind unwirt-
schaftlich. Dieses Angebot kam für die Kommunen viel zu spät, es hätte 
seine Arbeit mit der Verpflichtung zur Erstellung der KWKP bereits 2021 
aufnehmen müssen. 
 
Aufgrund der mangelnden Erkenntnisse nach Auswertung der KWKP ist in 
Schleswig-Holstein keine zielgerichtete Förderkulisse initiiert worden. Das 
am 13.03.2026 veröffentlichte Förderprogramm „Quartierswärmemanage
ment“2 greift keinen neuen Bedarf auf. Quartiersbetrachtungen, vor allem 
im Gebäudesanierungsbereich, waren schon immer Bestandteil der Arbeit 
der Klimaschutzmanager in den Kommunen. 
 
Zudem sind die Bezirksschornsteinfeger seit 2017 verpflichtet, die Hei
zungsanlagen mit einem Effizienzlabel zu versehen. Zum einen haben die 

 
1  Wärmeplanungsgesetz vom 20.12.2023, BGBl. I 2023 Nr. 394, zuletzt geändert durch 

Art. 9 des Gesetzes vom 22.12.2025, BGBl. I 2025 Nr. 348. 
2  Richtlinie des Landes Schleswig-Holstein für die Gewährung von Zuwendungen zur 

Förderung von Quartierswärmemanagement (kurz: QWM vom 20.02.2026,  
Amtsbl. Schl.-H. 2026 Nr. 108. 
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Betreiber von Feuerungsstätten im Rahmen der Kehrpflicht und der 
Feuerstättenschau regelmäßig Kontakt mit dem Schornsteinfeger. 
 
Zum anderen wird sich das Aufgabengebiet des Schornsteinfegers mit 
fortschreitender Dekarbonisierung grundlegend ändern. Eine Aufgaben-
erweiterung im Sinne der Beratung der Immobilienbesitzer kann deshalb 
eine berufliche Perspektive darstellen. Dafür wäre eine umfassende Schu
lung der Schornsteinfeger im Vorweg erforderlich, um die Qualität der 
Beratung zukünftig sicherzustellen. 
 
Auch die Ankündigung der Verdoppelung der Förderhöhe für die Förde
rung nachhaltiger Wärmeversorgungssysteme stellt aus Sicht des LRH 
keine gezielte Förderung der Potenziale in Schleswig-Holstein dar. 
 
Hier wird weiterhin mit der Gießkanne jede Form von nachhaltigen 
Wärmeversorgungssystemen gefördert, anstatt gezielt für Schleswig-
Holstein relevante Energie-Effizienz-Potenziale zu unterstützen. Aufgrund 
der kritischen Haushaltslage sollte die Landesregierung sich an den 
Förderangeboten des Bundes orientieren und diese über landeseigene 
Förderprogramme sinnvoll ergänzen. 
 
Mehr als die Hälfe der Kommunen haben in ihren KWKP eine Gebäude-
sanierungsrate zwischen 1,6 und 2 % jährlich veranschlagt, um den 
Gebäudewärmebedarf bis zum Zieljahr 2040 deutlich zu reduzieren. Diese 
Sanierungsraten liegen jedoch mehr als doppelt so hoch wie die aktuelle 
Sanierungsquote in Schleswig-Holstein mit 0,9 %. Bereits 2023 lag die 
Kapazitätsauslastung im Ausbaugewerbe schon bei 87 % der maximalen 
Kapazitätsauslastung.1 Eine Verdopplung der Kapazitäten, um die hohen 
Sanierungsquoten und damit die Energieeinsparungen zu erreichen, ist 
daher nicht realistisch. 
 
Daneben muss die Umstellung der Wärmebereitstellung mittels Erneuer
barer Energien oder unvermeidbarer (industrieller) Abwärme vorange
bracht werden, um die THG-Neutralität im Wärmesektor überhaupt zu 
erreichen. 
 
Die Prüfungsfeststellungen zur kommunalen Wärme- und Kälteplanung im 
Einzelnen: 

  

 
1  Bundesinstitut für Bau-. Stadt- und Raumforschung, Basisanalyse kommunaler Wärme

pläne, 11/2025, S.7 
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20.2 Aufgaben der Kommunen bei der Wärmewende nicht unterschätzen 
 
Wärme wird benötigt als Raumwärme, Prozesswärme und Warmwasser-
wärme. Dieser Wärmebedarf wird den Sektoren 
 
• Haushalte, 
• Gewerbe, Handel und Dienstleistungen (GHD) sowie 
• der Industrie 
 
zugeordnet. 

Prozentuale Verteilung des Wärmebedarfs  
in Schleswig-Holstein 2022 nach Sektoren 

 
Haushalte 

% 
GHD 

% 
Industrie 

% 
Gesamt 

% 
Raumwärme 40 21 2 62 
Prozesswärme 3 4 19 26 
Warmwasser 9 3 0 12 
Gesamt 52 27 21 100 

Tabelle 18: Prozentuale Verteilung des Wärmebedarfs 
Quelle: Tabellen und Abbildungen zum Monitoring Energiewende und Klimaschutz Schles
wig-Holstein 2024, Tabellenblatt L8; eigene Darstellung des LRH (Angaben auf volle Prozen
te gerundet) 

 
Auf die Raum- und Warmwasserwärme in den Sektoren Haushalte und 
GHD Schleswig-Holsteins entfallen rund 73 % der Treibhausgas-Emissio-
nen des Wärmesektors. Dieser Wärmebedarfsanteil ist Gegenstand der 
Betrachtung der kommunalen Wärme- und Kälteplanung. 
 
Um die Klimaschutzziele im Gebäudesektor zu erreichen, ist neben ent
sprechenden Dämmungs- und Sanierungsmaßnahmen eine Wärme-
versorgung aus Erneuerbaren Energien notwendig. 
 
Für die Dekarbonisierung der Wärmeversorgung werden verschiedene 
Technologien zur Anwendung kommen. Neben einer dezentralen Wärme
versorgung mittels Wärmepumpen, Pelletheizungen oder Ähnlichem wer
den an geeigneten Standorten zentrale Wärmeversorgungsnetze eine 
wichtige Rolle spielen. Dies bedeutet, dass unter anderem der Ausbau von 
bestehenden und die Errichtung neuer Nah- und Fernwärmenetze ange
gangen werden muss. Ebenso muss das Ertüchtigen der in die Jahre ge
kommenen Stromnetze konsequent in den Fokus rücken. 
 
Der KWKP ist deshalb ein wichtiger Teil der Wärmewende. Er zeigt die 
Möglichkeiten der Transformation des gesamten Wärmebereichs in einer 
Kommune auf. Der KWKP ist jedoch eine nicht rechtsverbindliche Pla
nungsgrundlage, die kontinuierlich fortgeschrieben werden muss. 
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Er soll die Kommunen in die Lage versetzen, das Ziel des treibhausgas
neutralen Gebäudebestands und dessen Möglichkeiten für die Öffent-
lichkeit aufzuzeigen. Dazu werden die wirtschaftlichen Möglichkeiten und 
Potenziale für den Bereich der Wärme- und Kälteerzeugung, -nutzung,  
-verteilung sowie -speicherung erhoben und dargestellt. 
 
Der KWKP muss eine Steigerung der energetischen Gebäudesanierung 
berücksichtigen und dazu anleiten. Zusätzlich soll er insbesondere zur 
Identifikation und Entwicklung von Flächen zur Wärmeerzeugung mit 
Erneuerbaren Energien sowie zur Entwicklung von Wärme- und gegebe
nenfalls Kältenetzen dienen. Auf Basis der vorhandenen Infrastruktur, z. B. 
der elektrischen Energieversorgungsnetze (380 kV, 110 kV), der Wärme
versorgungsnetze, dem Gebäudebestand und dem Wärme- sowie Kälte
bedarf, sollen Potenziale ermittelt und deren langfristige Entwicklung in der 
Kommune dargestellt werden. Ziel ist, mit dem KWKP verlässliche und 
planungssichere Investitionsentscheidungen zu unterstützen. 
 
Der KWKP einer Kommune muss alle Wärmeverbraucher sowie Erzeuger 
im Planungsgebiet einbeziehen und koordinieren. Er liegt in der Zustän
digkeit der Kommune. Sie ist darauf angewiesen, dass alle Beteiligten, 
Erzeuger wie auch Abnehmer, mit ihr zusammenarbeiten. Ohne diese 
Zusammenarbeit wird die Wärmewende nicht gelingen. Hierfür muss ent
sprechendes Fachpersonal in der Kommune vorhanden sein. Es ist nicht 
zielführend, diese fachplanerische gesamtgesellschaftliche Aufgabe aus
schließlich extern, z. B. von Ingenieursbüros, betreuen zu lassen. Dem 
LRH ist bewusst, dass es die Kommunen gerade in Zeiten sehr ange
spannter Haushaltslagen vor eine weitere große Herausforderung stellt. 
 
Einen KWKP zu erstellen ist ein erster Schritt zur Dekarbonisierung des 
Wärmesektors. Die kommunale Wärme- und Kälteplanung alleine jedoch 
wird noch keine Einsparung an Treibhausgas-Emissionen bewirken. Wich
tig für die Erreichung der Klimaschutzziele ist vielmehr deren Umsetzung. 
 
Diese Umsetzung wird in Teilen zu einer Neugestaltung des öffentlichen 
Raums führen. Allerdings verfügen Kommunen nur selten über ent-
sprechende Flächen im öffentlichen Raum, somit sind sie insbesondere 
auf die Kooperationsbereitschaft von Grundstückseigentümern angewie
sen. Hier müssen klare rechtliche Grundlagen geschaffen werden, die die 
allgemeinen öffentlichen Interessen mit den Interessen Einzelner abwägen 
und in Einklang bringen. 
 
Bei der Umsetzung und Fortschreibung des KWKP werden die zu bewerk
stelligenden Aufgaben, die damit einhergehenden Risiken und die benötig
ten Finanzmittel in den Kommunen weiter zunehmen. 
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20.3 Fehlende Projektstrukturen im Energiewendeministerium 
 
Mit der Novellierung des EWKG 2021 hat das Land die 35 größten Kom
munen verpflichtet, eine kommunale Wärme- und Kälteplanung durchzu
führen. 
 
„Wärme- und Kältepläne im Sinne dieses Gesetzes sind gemeindliche 
Beschlüsse, die für das gesamte Gemeindegebiet räumlich differenziert 
festlegen, wie das Ziel einer treibhausgasneutralen Wärme- und Kälte-
versorgung in der Gemeinde bis spätestens 2045 erreicht werden soll,“1 
 
Das Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur (Ener
giewendeministerium) geht davon aus, "dass die Wärme- und Kältepläne 
dem Land wichtige Erkenntnisse im Hinblick auf den Stand der Wärme
wende, die zukünftigen Maßnahmen und auch den erforderlichen Unter
stützungsbedarf liefern werden. Auf Grundlage dessen kann das Land 
dann weitere erforderliche Maßnahmen prüfen und umsetzen“. 
 
Die Dekarbonisierung des Wärmesektors beinhaltet eine beispiellose und 
umfangreiche Änderung der Energie-Infrastruktur. Bei Vorhaben dieser 
Größenordnung ist es erforderlich, sowohl auf Landes- als auch Kommu
nalebene Werkzeuge und Methoden des Projektmanagements einzu-
setzen. 
 
Die Landesregierung hat hierfür das „Projektmanagement-Handbuch 
(PM-Handbuch)“ herausgegeben und ein Kompetenzzentrum Projekt-
management (KPM) der Landesverwaltung Schleswig-Holstein in der 
Staatskanzlei eingerichtet. 
 

Phasen des Projektmanagements 

 
Abbildung 21: Phasen des Projektmanagements 
Quelle:  PM-Handbuch des Landes 

 
1  § 2 Abs. 19 Gesetz zur Energiewende und zum Klimaschutz in Schleswig-Holstein 

(Energiewende- und Klimaschutzgesetz Schleswig-Holstein - EWKG) vom 03.07.2017 
Stand: 2021. 
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„Dieses PM-Handbuch beschreibt den Projektmanagement-Standard 
(PM-Standard) des Kompetenzzentrums Projektmanagement der Landes
verwaltung Schleswig-Holstein (KPM). Der PM-Standard basiert auf einer 
Anpassung von PRINCE2 und Elementen weiterer etablierter Standards, 
ergänzt um Erkenntnisse aus eigenen Projekten sowie aus der internatio
nalen Projektmanagement-Fachwelt. (…) Gut organisierte Projektarbeit 
hilft, Probleme besser zu verstehen, gezielter Lösungen zu entwickeln, 
Projektbeteiligte und -betroffene systematischer einzubeziehen und 
schneller die angestrebten Ziele zu erreichen. Denn Methoden zum 
Projektmanagement sind entwickelt worden, um gerade schwierige, kom
plexe und besonders risikobehaftete Aufgaben erfolgreich bewältigen zu 
können.“1 
 
Ein gezieltes Projektmanagement war und ist im Handeln des Energie
wendeministeriums nicht erkennbar. 
 

20.4 Inhaltliche Vorgaben des Energiewendeministeriums fehlten 
 
Das Energiewendeministerium sieht die kommunale Wärme- und Kälte
planung als zentralen Bestandteil seiner Wärmewendestrategie. Zu den 
Zielen, die im Einzelnen erreicht werden sollen, hatte es aber keine kon
kreten Vorstellungen. Dies zeigt sich unter anderem bei: 
 
• der Festlegung des Verteilungsschlüssels für die Konnexitätsmittel, 
• den fehlenden inhaltlichen Vorgaben sowie 
• den fehlenden Bewertungskriterien bei der Prüfung der KWKP. 
 
Den 35 Kommunen wurden 1,7 Mio. € an Konnexitätsmitteln bewilligt. Da 
diese Konnexitätsmittel für die Kommunen nicht auskömmlich waren, 
haben diese weitere 1,1 Mio. € bereitgestellt. Zusätzlich sind interne 
Kosten unter anderem für Personal entstanden. Der vom Energiewende
ministerium gewählte Verteilungsschlüssel der Konnexitätsmittel führte 
insbesondere bei kleineren und finanzschwachen Kommunen zu Quali
tätseinbußen oder zu zusätzlichen Kosten der kommunalen Wärme- und 
Kälteplanung. 
 
Das Energiewendeministerium hat keine inhaltlichen Vorgaben für die 
Ausgestaltung der KWKP gemacht, obwohl es nach dem EWKG von 2021 
dazu ermächtigt war: „Das für Energie und Klimaschutz zuständige 
Ministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für Bauen zustän
digen Ministerium durch Rechtsverordnung weitere Anforderungen an die 

 
1  Der Ministerpräsident - Staatskanzlei: Kompetenzzentrum Projektmanagement (KPM) der 

Landesverwaltung Schleswig-Holstein (Version 1.07 vom 05.06.2024). 
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Inhalte und das Verfahren zur Aufstellung des kommunalen Wärme- und 
Kälteplans festzulegen.“1 
 
Erst auf Initiative des Ministeriums für Inneres, Kommunales, Wohnen und 
Sport (Kommunalministerium) wurde ein Kriterienkatalog für die Vergabe 
der kommunalen Kälte- und Wärmeplanung erstellt. Dieser kam Ende 
2023 jedoch deutlich zu spät für die 35 Kommunen, die bereits ein Jahr 
später den aufgestellten KWKP beschließen sollten. 
 
Eine frühzeitige Unterstützung der Kommunen durch das Energiewende
ministerium hätte folgende Punkte beinhalten müssen: 
• Das Festlegen von konkreten Anforderungen an die Inhalte und das 

Verfahren zur Aufstellung der kommunalen Wärme- und Kälteplanung. 
• Die rechtzeitige Bereitstellung eines Muster-Leistungsverzeichnisses 

und einheitliche Kriterien für die Auswahl und rechtskonforme Beauf
tragung der Planungsbüros. 

• Das Bereitstellen eines Musters bzw. einer Vorlage für den KWKP. 
• Das Bereitstellen einer zentralen, standardisierten Datenaufnahme, in 

der die Ergebnisse der KWKP gesammelt und später ausgewertet wer
den können. 

 
Auch die frühzeitige Einbindung und Schulung der (Ober)-Bürgermeister, 
die frühzeitige Ausbildung von „Wärmeplanern“ nach den Kriterien des 
Landes und ein Umschulungs-/Weiterbildungsprogramm der Schornstein
feger hätten wesentlich zu einem besseren Ergebnis der kommunalen 
Kälte- und Wärmeplanungen beigetragen. 
 

 
Abbildung 22: Unterstützung der Kommunen durch das Land 
Quelle: LRH 

 
1  § 7 Abs. 5 Gesetz zur Energiewende und zum Klimaschutz in Schleswig-Holstein 

(Energiewende- und Klimaschutzgesetz Schleswig-Holstein - EWKG) vom 03.07.2017 
Stand: 2021. 
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Das Energiewendeministerium hat zwar unterstützende Angebote initiiert. 
Hierzu zählen das Einrichten eines WKZ, Gespräche zwischen der Lan
desverwaltung und den Kommunen, das Erstellen und Bereitstellen der 
Wärmeliniendichte- und Wärmebedarfskarten sowie die zentrale Daten-
erhebung durch die Schornsteinfeger. Diese Angebote kamen für die 
ersten 35 Kommunen aber viel zu spät. Dadurch ging wertvolle Zeit verlo
ren und unnötige Kosten wurden verursacht.  
 
Im Ergebnis hat das Energiewendeministerium das Ergiebigkeitsprinzip 
und damit das Wirtschaftlichkeitsgebot gemäß § 7 LHO nicht befolgt. Hin
zu kommt, dass Schleswig-Holstein zwar seit 2017 rund 13 Mio. € in die 
Wärmewende investiert hat, jedoch keine Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 
gemäß Verwaltungsvorschrift zu § 7 LHO dazu vorgenommen hat. 
 
Wirtschaftliches Handeln setzt voraus, dass die Ziele, die erreicht werden 
sollen, bekannt sind und die notwendigen Maßnahmen sich aus diesen 
Zielen ableiten. 
 

20.5 Inhaltliche Bewertung der kommunalen Wärmeplanungen durch das 
Energiewendeministerium: Fehlanzeige 
 
Das EWKG von 2021 sieht in § 7 Abs. 10 eine Prüfung der KWKP durch 
das Energiewendeministerium vor. „Das für Energie und Klimaschutz 
zuständige Ministerium prüft die Einhaltung der Vorgaben der Absätze 
2 bis 4 sowie 6 und 7. Es kann bei Verstößen gegen die Verpflichtungen 
aus den Absätzen 2 bis 4 sowie 6 und 7 eine Nachbesserung verlangen.“1 
 
Das Energiewendeministerium hat 2023 für die Ausschreibung und Ver-
gabe der KWKP Kriterien definiert, die für die Erfüllung der Anforderung 
des EWKG erforderlich sind. Diese Kriterien hat es aber selber bei der 
Bewertung der KWKP nicht angewendet. Nach eigenen Angaben habe 
das Energiewendeministerium die KWKP ausgewertet und auf die recht-
lichen Vorgaben geprüft. Es sei aber keine inhaltliche Kontrolle im Sinne 
der Nachberechnungen der einzelnen KWKP oder eigener Bestands- oder 
Potenzialanalysen erfolgt. Nach Auffassung des Energiewende-
ministeriums trage die Kommune die Verantwortung für den Inhalt der 
KWKP. 
 
Von den 30 vorliegenden Beschlüssen zum KWKP beanstandete das 
Energiewendeministerium keinen einzigen, obwohl 4 Kommunen den 
Beschluss nicht bis Ende 2024 gefasst hatten und beispielsweise nur 

 
1  § 7 Abs. 10 Gesetz zur Energiewende und zum Klimaschutz in Schleswig-Holstein 

(Energiewende- und Klimaschutzgesetz Schleswig-Holstein - EWKG) vom 03.07.2017 
Stand: 2021. 



196 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

17 von 30 KWKP die Anforderungen an die Potenzialanalyse erfüllen. 
Nachbesserungen hat das Energiewendeministerium von den Kommunen 
nicht verlangt. Aufgrund der stark unterschiedlichen Qualität der KWKP 
kommt das Energiewendeministerium im Fazit seiner Auswertung der 
KWKP deshalb auch nur zu allgemeingültigen Erkenntnissen. Die Erkennt-
nisse, dass die Umsetzung identifizierter Maßnahmen, die Kommunikation 
mit den beteiligten Akteuren und die Senkung des Energiebedarfs von be
sonderer Bedeutung sind, waren auch ohne KWKP bereits vorher bekannt. 
 
Das passt insofern zusammen, da das Energiewendeministerium auch 
keine übergeordnete Strategie für die Dekarbonisierung des Wärme-
sektors benennen konnte. Es verweist dazu lediglich auf den Klimaschutz
plan 2030. Das ist jedoch nicht ausreichend, denn der Klimaschutz
plan 2030 hat das Zieljahr 2030 zur Grundlage und nicht das im EWKG 
festgeschriebene Gesamtziel der THG-Neutralität 2040.  
 
Im Wärmesektor wird zudem auf die Bundespolitik und die dortigen Maß
nahmen verwiesen, wobei die Landesziele im Gebäudesektor Schleswig-
Holsteins bereits jetzt um 26 % verfehlt werden.1 
 
Das Energiewendeministerium sieht von einer Stellungnahme zum 
Bemerkungsbeitrag ab. 

  

 
1  Projektionsberichterstattung zur Erreichung der Klimaschutzziele 2030 in Schleswig-

Holstein. 
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